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Ihr Zeichen: 23-029                  Schreiben vom 23. Januar 2026 

Stellungnahme im Rahmen der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange; Änderung 
des Bebauungsplans Nr. 55 „Großsteinberg – Wohngebiet Hühnerkoppel" (Entwurf vom 
Dezember 2025) 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der BUND Sachsen nimmt als anerkannte Naturschutzvereinigung im Rahmen der Verbändebeteiligung 
Stellung zu o.g. Bebauungsplan-Vorhaben Stellung. Die 1. Änderung betrifft zwei Teilbereiche des seit 
Mai 2024 rechtskräftigen B-Plans Nr. 55 und dient v. a. der Umwandlung von allgemeinem Wohngebiet 
und Grünfläche zu Gemeinbedarfsfläche (Feuerwehr/Gemeindezentrum) sowie von allgemeinem Wohn-
gebiet und Verkehrsfläche zu öffentlicher Grünfläche mit Zweckbestimmung „Spielwiese" und Brauch-
tumsfeiern (Planungsbüro Hanke GmbH 2025a, S. 3 f.). 

Dem Vorhaben wird grundsätzlich zugestimmt. Der BUND Sachsen stellt den kommunalen Bedarf, ins-
besondere die Schaffung eines zeitgemäßen Feuerwehrstandorts, nicht grundsätzlich in Frage. Nach-
folgend ergehen Hinweise und Forderungen, die aus unserer Sicht für Naturschutzbelange und Plan-
vollzug bedeutsam sind. 

Niederschlagswasserbewirtschaftung / gesicherte Erschließung 

Die Begründung zum Entwurf führt aus, dass das anfallende Niederschlagswasser durch Versickerung 
oder Verdunstung auf dem jeweiligen Grundstück oder im angrenzend festgesetzten Regenrückhalte-
becken beseitigt werden soll (Planungsbüro Hanke GmbH 2025a, S. 9). Zugleich wird dort festgestellt, 
dass das Plangebiet aufgrund eines rechnerisch gemittelten Durchlässigkeitsbeiwertes von kf = 7 · 10⁻⁷ 
m/s „für eine Versickerung überwiegend ungeeignet" ist. Das Baugrundgutachten (Reichert GmbH 2024, 
S. 10) formuliert diesen Befund jedoch ohne Einschränkung: „Der Standort ist für die Versickerung von 
Niederschlagswasser nicht geeignet." Die in der Begründung verwendete Abschwächung auf „überwie-
gend ungeeignet" sowie die Aussage, eine Versickerung über Schmelzwassersande sei „im Einzelfall 
möglich", findet im Gutachten keine unmittelbare Stütze. Dieser Widerspruch zwischen Gutachtenbe-
fund und Planbegründung sollte im weiteren Verfahren ausgeräumt werden. 

Anregung: Wir regen an, die Niederschlagswasserbewirtschaftung für die Änderungsbereiche nachvoll-
ziehbar und planungsrechtlich widerspruchsfrei darzustellen. Dies gilt insbesondere für den Änderungs-
bereich 1, in dem die festgesetzte Grundflächenzahl von 0,6 durch Garagen, Stellplätze und Nebenanla-
gen auf bis zu 0,9 überschritten werden kann (TF 2.1 nach Planungsbüro Hanke GmbH 2025a, S. 12). 
Wo Versickerung nach den Ergebnissen des Baugrundgutachtens physikalisch nicht hinreichend gesi-
chert ist, bedarf es einer verbindlichen alternativen Entwässerungslösung. Dies folgt aus dem Gebot der 
gesicherten Erschließung (§ 123 Baugesetzbuch [BauGB] i. d. F. v. 03.11.2017, zuletzt geändert durch 
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Art. 1 des Gesetzes v. 27.10.2025, BGBl. 2025 I Nr. 257). Andernfalls besteht das Risiko, dass der Plan 
in diesem Punkt als nicht vollzugsfähig bewertet wird. 

Artenschutz: Verbindlichkeit von Vermeidungsmaßnahmen 

Der artenschutzrechtliche Fachbeitrag (Klemm & Hensen 2025, S. 4–6) leitet Vermeidungsmaßnahmen 
ab, um Verstöße gegen die Zugriffsverbote des § 44 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG i. d. 
F. v. 29.07.2009, zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes v. 08.12.2022, BGBl. 2022 I S. 2240) zu 
verhindern. Zu den fachlich begründeten Maßnahmen zählen insbesondere: 

• Baumschutz gemäß DIN 18920 DIN 18920 sowie der R SBB (Richtlinien zum Schutz von Bäu-
men und Vegetationsbeständen bei Baumaßnahmen)" für alle zu erhaltenden Gehölze, 

• kleintiergängige Durchlässe an der Lärmschutzwand (Öffnungen b/h = 30/15 cm, Abstand 5 m, 
ebenerdig angebunden), 

• insekten- und fledermausfreundliche Außenbeleuchtung (LED, max. 3.000 K, vollabgeschirmt, 
kein Blaulichtanteil), entsprechend den Anforderungen des § 41a BNatSchG sowie 

• Einhaltung einer Abstandsfläche von mindestens 10 m zum östlichen Gehölzkorridors als 
Schutz von Fortpflanzungs- und Ruhestätten nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG (Klemm & 
Hensen 2025, S. 6). 

Forderung 

Die Begründung zum Entwurf behauptet unzutreffend, dass die vorgeschlagenen Maßnahmen für die 
Schutzgüter Flora und Fauna für die beiden Änderungsbereiche „erstmal keine Relevanz“ hätten. Dem 
widerspricht der BUND Sachsen ausdrücklich. Insbesondere die Vorgaben zur insekten- und fledermaus-
freundlichen Außenbeleuchtung (LED, max. 3.000 K, voll abgeschirmt, kein Blaulichtanteil) sind zwin-
gend umzusetzen, um Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG sicher zu vermeiden.[1] 

Wir fordern daher, diese und alle weiteren zwingend erforderlichen Vermeidungsmaßnahmen nicht allein 
als informellen Hinweis in der Begründung zu führen, sondern planungsrechtlich verbindlich als Textli-
che Festsetzungen zu verankern (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 sowie Nr. 10 i. V. m. Nr. 25b BauGB). Nur eine textliche 
Festsetzung entfaltet im Baugenehmigungsverfahren unmittelbare Bindungswirkung für den künftigen 
Bauherrn. Maßnahmen, deren Unterlassen einen artenschutzrechtlichen Verbotstatbestand auslösen 
würde, müssen im Planvollzug verlässlich gesichert sein.  

Immissionsschutz 

Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung hat das Landratsamt Landkreis Leipzig (Stellungnahme v. 
August 2025, dokumentiert in Planungsbüro Hanke GmbH 2025b, S. 4 f.) auf den Klärungsbedarf hin-
sichtlich nutzungsbezogener Emissionen des Feuerwehrgebäudes (u. a. anlagenbezogener Fahrverkehr, 
lärmrelevante Technik, Sireneneinsatz, Übungsbetrieb, Veranstaltungen) hingewiesen. 

Hinweis 
Ohne an dieser Stelle auf einer förmlichen Schalltechnischen Untersuchung zu bestehen, empfehlen wir, 
die nutzungsbezogenen Angaben für das Feuerwehrgebäude im weiteren Verfahren so weit zu konkre-
tisieren, dass die Vereinbarkeit mit den Richtwerten der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm 
(TA Lärm, 6. Allg. VwV zum BImSchG) schlüssig beurteilt werden kann. Dies betrifft insbesondere den 
anlagenbezogenen Fahrverkehr, die lärmrelevante Technik und den Übungsbetrieb der Feuerwehr.[2][1] 

Für die weiteren im Plangebiet festgesetzten Nutzungen sind zur Beurteilung gesonderte rechtliche 
Grundlagen heranzuziehen: Für die öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Spielwiese“ greift 
das Toleranzgebot für Kinderlärm nach § 22 Abs. 1a BImSchG. Für die geplante Nutzung für „Brauch-
tumsfeiern“ sind hingegen die Maßgaben der Freizeitlärmrichtlinie des LAI (Bund/Länder-Arbeitsge-
meinschaft für Immissionsschutz) maßgeblich. Eine klare immissionsschutzrechtliche Trennung dieser 
Emissionsquellen im Bebauungsplan liegt im elementaren Interesse der Rechtssicherheit der Gemeinde 
selbst als künftiger Betreiberin der Anlagen.  
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Der BUND Sachsen bittet darum, die vorstehenden Hinweise und Anregungen in die Abwägung nach § 
1 Abs. 7 BauGB einzustellen. Wir bitten zudem um weitere Beteiligung am Verfahren. 

 

Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


